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I. Allgemeine Regelungen 

§ 1-4 (hier nicht wiedergegeben)   

§ 5 Öffentliche Bekanntmachungen 

(1) Das Ministerium für Inneres und Sport und die Landes-
wahlleitung veröffentlichen ihre Bekanntmachungen im 
Amtsblatt für Mecklenburg-Vorpommern. Die Gemeinde-
wahlbehörden und die Kreiswahl- und Gemeindewahlleitun-
gen veröffentlichen ihre Bekanntmachungen in der für die 
Satzungen der Gemeinde, des Amtes oder des Landkreises 
vorgeschriebenen Form; wenn die Bekanntmachung aus-
schließlich im Internet erfolgt, halten sie Textfassungen zur 
Mitnahme bereit oder übersenden diese auf Anforderung 
kostenpflichtig. 

(2) Ist eine vereinfachte Bekanntmachung zugelassen, ge-
nügt der Aushang am oder im Eingang des Gebäudes, in 
dem die Wahlleitung ihren Dienstsitz hat, wenn eine Veröf-
fentlichung nach Absatz 1 nicht mehr bewirkt werden kann. 

(3) Die Wahlleitungen sollen zusätzlich darauf hinwirken, 
dass die Wahlberechtigten im Wahlkreis oder Wahlgebiet 
durch Presseveröffentlichungen, Plakatanschläge oder auf 
andere Weise vom Inhalt der Bekanntmachungen nach den 
Absätzen 1 und 2 Kenntnis erhalten können. 

(4) Muss eine Bekanntmachung bis zu einem bestimmten 
Tag bewirkt sein, genügt es, wenn sie spätestens an diesem 
Tag erscheint oder ausgehängt wird. 

(5) Eine Frist, die durch eine Bekanntmachung in Lauf ge-
setzt wird, beginnt mit dem auf das Erscheinen der Be-
kanntmachung nach Absatz 1 oder dem Aushang nach 
Absatz 2 folgenden Tag, bei Bekanntmachungen nach Ab-
satz 1, die ausschließlich durch Aushang erfolgen, mit dem 
achten Tag, der auf das Aushängen der Bekanntmachung 
folgt. 

§ 6 Zustellungen 

Zustellungen werden nach den Vorschriften des Landesver-
waltungsverfahrensgesetzes vorgenommen.  

§ 7 Repräsentative Wahlstatistik 

(1) Aus dem Ergebnis der Wahlen kann in ausgewählten 
Wahlbezirken eine repräsentative Wahlstatistik über 

1. die Wahlberechtigten, Wahlscheinvermerke und die 
Beteiligung an der Wahl nach Geburtsjahresgruppen 
und Geschlecht, 
2. die Wählerinnen und Wähler und ihre Stimmabgabe 
für die einzelnen Wahlvorschläge nach Geburtsjahres-
gruppen und Geschlecht sowie der Grund für die Un-
gültigkeit von Stimmen 

als Landesstatistik erstellt werden. Die Anordnung zur Durch-
führung der repräsentativen Wahlstatistik trifft vor der Wahl 
das Ministerium für Inneres und Sport. 

(2) Es dürfen nicht mehr als zehn Prozent der Wahlbezirke 
des Landes an einer Statistik teilnehmen. Die Wahlbezirke 
werden von der Landeswahlleitung im Einvernehmen mit der 
Kreiswahlleitung sowie dem Statistischen Amt ausgewählt. 
Ein Wahlbezirk muss mindestens 400 Wahlberechtigte um-
fassen. Die Wahlberechtigten sind in geeigneter Weise da-
rauf hinzuweisen, dass der Wahlbezirk in die repräsentative 
Wahlstatistik einbezogen ist. 

(3) Erhebungsmerkmale für die Statistik nach 

1. Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 sind Wahlberechtigte, 
Wahlscheinvermerk, Beteiligung an der Wahl, Ge-
schlecht und Geburtsjahresgruppe, von denen höchs-
tens zehn unter Zusammenfassung von jeweils min-
destens drei Geburtsjahrgängen gebildet werden dür-
fen, 
2. Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 sind abgegebene Stim-
men, ungültige Stimmen, Ungültigkeitsgrund, Ge-
schlecht und Geburtsjahresgruppe, von denen höchs-
tens fünf unter Zusammenfassung von jeweils mindes-
tens sieben Geburtsjahrgängen gebildet werden dür-
fen. 

Hilfsmerkmale für beide Statistiken sind bei Kommunalwah-
len Wahlgebiet, Wahlbereich und Wahlbezirk, bei Landtags-
wahlen Wahlkreisnummer, Gemeindekennziffer und Wahlbe-
zirksnummer.



Inhalt: I. §§ 7-9, III. § 15 LKWO M-V 
 

(4) Die Erhebung nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 wird auf 
Gemeindeebene von der Gemeindewahlbehörde für die 
ausgewählten Wahlbezirke durch Auszählung der Wähler-
verzeichnisse durchgeführt. Die Gemeindewahlbehörden 
teilen die Ergebnisse getrennt nach Wahlbezirken dem Sta-
tistischen Amt mit. 

(5) Die Erhebung nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 wird unter 
Verwendung von Stimmzetteln durchgeführt, die Unterschei-
dungsmerkmale nach Geschlecht und Geburtsjahresgruppen 
enthalten. Die Gemeindewahlbehörden leiten die ihnen nach 
Abschluss der Auszählung übergebenen verpackten und 
versiegelten Stimmzettel der für die Erhebung ausgewählten 
Wahlbezirke ungeöffnet zur Auswertung an das Statistische 
Amt weiter. Gemeinden mit einer Statistikstelle im Sinne des 
§ 11 Absatz 1 des Landesstatistikgesetzes Mecklenburg-
Vorpommern können die Auswertung der Stimmzettel mit 
Zustimmung der Landeswahlleitung selbst in der Statistikstel-
le vornehmen; sie teilen die Ergebnisse getrennt nach Wahl-
bezirken dem Statistischen Amt mit. Wählerverzeichnisse 
und gekennzeichnete Stimmzettel dürfen nicht zusammenge-
führt werden. 

(6) Gemeinden und Landkreise mit einer Statistikstelle im 
Sinne des § 11 Absatz 1 des Landesstatistikgesetzes Meck-
lenburg-Vorpommern dürfen mit Zustimmung der Landes-
wahlleitung in ausgewählten Wahlbezirken für eigene statisti-
sche Zwecke auf eigene Kosten wahlstatistische Auszählun-
gen unter Verwendung gemäß Absatz 5 Satz 1 gekenn-
zeichneter Stimmzettel durchführen. Absatz 2 Satz 3 und 4, 
Absatz 3 sowie Absatz 5 Satz 4 gelten entsprechend. 

(7) Durch die Statistiken nach Absatz 1 und die wahlstatisti-
schen Auszählungen nach Absatz 6 darf die Feststellung der 
Wahlergebnisse nicht verzögert werden. 

(8) Nach Abschluss der Aufbereitung durch das Statistische 
Amt sind die Wahlunterlagen unverzüglich den Gemeinde-
wahlbehörden zurückzugeben und von diesen entsprechend 
den wahlrechtlichen Bestimmungen zu behandeln. 

(9) Die Veröffentlichung von Ergebnissen der Landesstatistik 
ist dem Statistischen Amt vorbehalten. Die Ergebnisse der 
Statistiken nach Absatz 1 dürfen nur für die Ebene des Lan-
des und die der wahlstatistischen Auszählung nach Absatz 6 
nur für die Ebene des jeweiligen Wahlgebietes veröffentlicht 
werden. Ergebnisse für einzelne Wahlbezirke dürfen nicht 
veröffentlicht werden. 

(10) Das Land trägt die Kosten für die Durchführung der 
repräsentativen Wahlstatistik. Es erstattet den Ämtern, amts-
freien Gemeinden, kreisfreien Städten und Landkreisen die 
dadurch entstandenen notwendigen Ausgaben. § 49 Absatz 
1 Satz 3 des Landes- und Kommunalwahlgesetzes gilt ent-
sprechend. 

 § 8 Sicherung der Wahlunterlagen 

(1) Alle Wahlunterlagen sind so zu verwahren, dass sie für 
Unbefugte nicht zugänglich sind. 

(2) Auskünfte aus Wahlunterlagen, die weder nach § 5 öf-
fentlich bekannt gemacht worden sind noch öffentlich vorge-
nommene Handlungen von Wahlorganen dokumentieren, 
dürfen nur Behörden, Gerichten und sonstigen amtlichen 

Stellen in der Bundesrepublik Deutschland und nur dann 
erteilt werden, wenn sie für den Empfänger im Zusammen-
hang mit der Wahl erforderlich sind. Ein solcher Anlass liegt 
insbesondere bei Verdacht von Wahlstraftaten, bei Wahlprü-
fungsangelegenheiten und bei wahlstatistischen Arbeiten vor. 

(3) Mitglieder von Wahlorganen, Amtsträger sowie für den 
öffentlichen Dienst besonders Verpflichtete dürfen Auskünfte 
aus Wahlunterlagen nach Absatz 2 oder über dort dokumen-
tierte Vorgänge nur Behörden, Gerichten und sonstigen 
amtlichen Stellen in der Bundesrepublik Deutschland und nur 
dann erteilen, wenn die Auskunft zur Durchführung der Wahl 
oder eines Wahlprüfungsverfahrens oder zur Aufklärung des 
Verdachts einer Wahlstraftat erforderlich ist. 

§ 9 Vernichtung von Wahlunterlagen 

Eine Vernichtung von Wahlunterlagen darf nur auf Anwei-
sung der Wahlleitung erfolgen. Sie hat zu unterbleiben, 
solange und soweit die Wahlunterlagen für ein schwebendes 
Wahlprüfungsverfahren oder für die Strafverfolgungsbehörde 
zur Ermittlung einer Wahlstraftat von Bedeutung sein können 
oder das Landesarchivgesetz der Vernichtung entgegen-
steht. 

II. Wahlorgane  

(hier nicht wiedergegeben). 

 III. Wählerverzeichnis, Wahlschein 

 § 15 Eintragung in das Wählerverzeichnis (zu § 24 
LKWG) 

(1) In das Wählerverzeichnis werden von Amts wegen alle 
Wahlberechtigten eingetragen, die am 37. Tag vor der Wahl 
(Stichtag) bei der Meldebehörde für eine alleinige Wohnung, 
bei mehreren Wohnungen für die Hauptwohnung im Wahlbe-
zirk gemeldet sind. 

(2) In das Wählerverzeichnis werden auf Antrag auch folgen-
de Wahlberechtigte eingetragen: 

1. Wahlberechtigte, die am Stichtag nach Absatz 1 
nicht für eine alleinige Wohnung oder eine Hauptwoh-
nung gemeldet sind, sich aber bis zum 23. Tag vor der 
Wahl bei der Meldebehörde für eine solche Wohnung 
anmelden; die Wahlberechtigten sind bei der Anmel-
dung über die Möglichkeit der Antragstellung zu infor-
mieren; 
2. bei Kommunalwahlen alle wahlberechtigten Unions-
bürgerinnen und Unionsbürger, die nach § 23 des Lan-
desmeldegesetzes von der Meldepflicht befreit sind, 
wenn sie bis zum 23. Tag vor der Wahl nachweisen, 
dass sie am Wahltag seit mindestens 37 Tagen im 
Wahlgebiet ihre Wohnung, bei mehreren Wohnungen 
innerhalb der Bundesrepublik Deutschland im Wahlge-
biet ihre Hauptwohnung haben; 
3. alle Wahlberechtigten, die ohne eine Wohnung inne-
zuhaben (§ 4 Absatz 1 Nummer 2 oder Absatz 2 Num-
mer 2 des Landes- und Kommunalwahlgesetzes) bis 
zum 23. Tag vor der Wahl durch eine Versicherung an 
Eides statt nachweisen, dass sie sich im Wahlbezirk 
sonst gewöhnlich aufhalten, im Bundesgebiet für eine
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Wohnung nicht gemeldet sind und bei keiner anderen 
Gemeindewahlbehörde des Landes einen Antrag auf 
Eintragung in das Wählerverzeichnis gestellt haben. 

Die Gemeindewahlbehörde ist die zur Abnahme dieser Ver-
sicherung an Eides statt zuständige Behörde im Sinne des § 
156 des Strafgesetzbuches. 

(3) Der Antrag auf Eintragung in das Wählerverzeichnis ist 
bis zum 23. Tag vor der Wahl schriftlich unter Angabe von 
Name, Vorname, Geburtsdatum und Wohnanschrift bei der 
Gemeindewahlbehörde zu stellen. Erfolgt die Eintragung auf 
Antrag nach Absatz 2 Nummer 1, so benachrichtigt die Ge-
meindewahlbehörde der Zuzugsgemeinde unverzüglich die 
Gemeindewahlbehörde der Fortzugsgemeinde, die sie in 
ihrem Wählerverzeichnis streicht. 

(4) Wahlberechtigte, die nach Absatz 1 in das Wählerver-
zeichnis eingetragen sind und sich innerhalb desselben 
Wahlgebiets für eine andere Wohnung anmelden, bleiben in 
dem Wählerverzeichnis des Wahlbezirks eingetragen, für 
den sie am Stichtag nach Absatz 1 gemeldet waren. Die 
Wahlberechtigten sind bei der Anmeldung hierüber zu infor-
mieren. 

(5) Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis eingetra-
gen sind und ihre alleinige Wohnung oder Hauptwohnung in 
ein anderes Wahlgebiet verlegen, sind aus dem Wählerver-
zeichnis des Wahlbezirks zu streichen. 

 § 16 Anträge auf Berichtigung des Wählerverzeichnis-
ses (zu § 24 LKWG) 

(1) Der Antrag auf Berichtigung des Wählerverzeichnisses ist 
bis zum 16. Tag vor der Wahl schriftlich unter Angabe von 
Name, Vorname, Geburtsdatum und Wohnanschrift bei der 
Gemeindewahlbehörde zu stellen. 

(2) Will die Gemeindewahlbehörde einem Antrag auf Berich-
tigung eingetragener Daten einer anderen Person stattge-
ben, so hat sie dieser vor der Entscheidung Gelegenheit zur 
Äußerung zu geben. 

(3) Einem auf Eintragung gerichteten Antrag gibt die Ge-
meindewahlbehörde in der Weise statt, dass sie der oder 
dem Wahlberechtigten unverzüglich nach Berichtigung des 
Wählerverzeichnisses eine Benachrichtigung nach § 24 
Absatz 2 des Landes- und Kommunalwahlgesetzes zugehen 
lässt. 

(4) Die Beschwerde gegen die Entscheidung der Gemeinde-
wahlbehörde an den Gemeindewahlausschuss ist schriftlich 
oder zur Niederschrift bei der Gemeindewahlbehörde einzu-
reichen. Absatz 2 ist entsprechend anzuwenden. Die Ent-
scheidung über die Beschwerde ist den Beteiligten und der 
Gemeindewahlbehörde bekannt zu geben. 

 § 17 Berichtigung und Abschluss des Wählerverzeich-
nisses (zu § 24 LKWG) 

(1) Ist das Wählerverzeichnis offensichtlich unrichtig oder 
unvollständig, kann die Gemeindewahlbehörde den Mangel 
von Amts wegen berichtigen. Dies gilt nicht für Fälle, die 

bereits Gegenstand eines Antrages auf Berichtigung sind. § 
16 gilt entsprechend. 

(2) Das Wählerverzeichnis ist spätestens am Tag vor der 
Wahl, jedoch nicht früher als am dritten Tag vor der Wahl 
durch die Gemeindewahlbehörde abzuschließen. 

(3) Nach Abschluss des Wählerverzeichnisses sind Ände-
rungen mit Ausnahme der in Absatz 1 und der wegen nach-
träglich ausgestellter Wahlscheine vorgesehenen Berichti-
gungen nicht mehr zulässig. 

 § 18 Wählerverzeichnis bei Stichwahlen 

(zu § 67 Absatz 2 LKWG) 

Bei Bürgermeister- oder Landratswahlen ist für den Fall einer 
Stichwahl das Wählerverzeichnis der Hauptwahl maßge-
bend. 

 § 19 Wahlscheinanträge (zu § 25 Absatz 1 LKWG) 

(1) Der Wahlschein kann schriftlich oder mündlich bei der 
Gemeindewahlbehörde beantragt werden. Dabei sind Fami-
lienname, Vorname, Geburtsdatum und Anschrift anzugeben. 
Die Schriftform gilt auch durch Übermittlung mittels elektroni-
schem Brief oder Telefax als gewahrt. Eine telefonische 
Antragstellung ist unzulässig. 

(2) Wer den Antrag für eine andere Person stellt, muss den 
unterschriebenen Wahlscheinantrag oder eine schriftliche 
Vollmacht der vertretenen Person vorlegen. 

(3) Wahlscheine können bis zum zweiten Tag vor der Wahl, 
12.00 Uhr, beantragt werden; die Gemeindewahlbehörde 
kann weitere Antragszeiten anbieten, wenn sie diese nach § 
29 Absatz 5 bekannt macht. Sind Wahlberechtigte aus einem 
von ihnen nicht zu vertretenden Grund nicht in das Wähler-
verzeichnis aufgenommen worden, können Wahlscheine 
noch am Wahltag bis 15.00 Uhr beantragt werden. Dies gilt 
auch, wenn Wahlberechtigte den Wahlraum wegen nachge-
wiesener plötzlicher Erkrankung nicht oder nur unter nicht 
zumutbaren Schwierigkeiten aufsuchen können. 

 § 20 Erteilung von Wahlscheinen (zu § 25 LKWG) 

(1) Der Wahlschein wird von der Gemeindewahlbehörde der 
Gemeinde erteilt, in deren Wählerverzeichnis die wahlbe-
rechtigte Person eingetragen ist oder hätte eingetragen oder 
einzutragen werden müssen. Ein Wahlschein darf nicht vor 
dem 45. Tag vor der Wahl, bei Eingang von Beschwerden 
gegen die Zulassung von Wahlvorschlägen nicht vor deren 
Entscheidung erteilt werden. 

(2) An eine andere als die wahlberechtigte Person dürfen der 
Wahlschein und die Briefwahlunterlagen nur ausgehändigt 
werden, wenn diese den unterschriebenen Wahlscheinantrag 
oder eine schriftliche Vollmacht der vertretenen Person vor-
legt. 

(3) Für eine Stichwahl sind für die Wahlberechtigten, die für 
die Hauptwahl einen Wahlschein erhalten haben, wiederum 
Wahlscheine auszustellen. 
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(4) Holen Wahlberechtigte persönlich den Wahlschein und 
die Briefwahlunterlagen bei der Gemeindewahlbehörde ab, 
so soll ihnen Gelegenheit gegeben werden, die Briefwahl an 
Ort und Stelle auszuüben. Die Gemeindewahlbehörde hat für 
diesen Fall eine oder mehrere Wahlkabinen aufzustellen 
oder einen besonderen Raum verfügbar zu halten, damit der 
Stimmzettel unbeobachtet gekennzeichnet und in den 
Stimmzettelumschlag gelegt werden kann. Bei der Land-
tagswahl nimmt die Gemeindewahlbehörde die Wahlbriefe 
entgegen, hält sie unter Verschluss und leitet sie der Kreis-
wahlleitung zu, sofern sie nicht selbst für die Durchführung 
der Briefwahl zuständig ist. 

(5) Verlorene Wahlscheine werden nicht ersetzt. Versichert 
eine wahlberechtigte Person glaubhaft, dass ihr der bean-
tragte Wahlschein nicht zugegangen ist, so kann ihr bis zum 
zweiten Tag vor der Wahl, 12.00 Uhr, oder am Wahltag bis 
15.00 Uhr ein neuer Wahlschein mit einer neuen Nummer 
erteilt werden; § 21 Absatz 2 gilt entsprechend. 

(6) Für den Ersatz verschriebener oder unbrauchbar gewor-
dener Stimmzettel aus Briefwahlunterlagen gilt § 32 Absatz 8 
entsprechend. Verlorene Stimmzettel aus Briefwahlunterla-
gen werden nicht ersetzt. 

§ 21 Wahlscheinverzeichnisse, Vermerk im Wählerver-
zeichnis (zu § 25 LKWG) 

(1) Über die erteilten Wahlscheine führt die Gemeindewahl-
behörde ein Wahlscheinverzeichnis. 

(2) Wird eine wahlberechtigte Person, die bereits einen 
Wahlschein erhalten hat, in dem Wählerverzeichnis gestri-
chen, so ist der Wahlschein für ungültig zu erklären und das 
Wahlscheinverzeichnis zu berichtigen; für Briefwahlunterla-
gen bleibt der Wahlschein gültig, wenn die eidesstattliche 
Versicherung nach § 26 Absatz 2 des Landes- und Kommu-
nalwahlgesetzes bereits unterschrieben war, bevor der 
Wahlschein für ungültig erklärt worden ist. Die Gemeinde-
wahlbehörde führt zusätzlich ein Verzeichnis der ungültigen 
Wahlscheine, in das die Namen der Wahlberechtigten, die 
Nummern der für ungültig erklärten Wahlscheine sowie das 
Datum der Erklärung aufzunehmen sind. 

(3) Nach Abschluss des Wählerverzeichnisses ausgegebene 
Wahlscheine werden neben dem Eintrag ins Wahlscheinver-
zeichnis nach Absatz 1 von der Gemeindewahlbehörde im 
Wählerverzeichnis vermerkt. Nach Beginn der Wahlhandlung 
dürfen Wahlscheine an Wahlberechtigte, die in dem Wähler-
verzeichnis eingetragen sind, von der Gemeindewahlbehörde 
nur ausgestellt werden, wenn zuvor vom Wahlvorstand die 
Ausgabe des Wahlscheins im Wählerverzeichnis vermerkt 
wurde. 

IV. Wahlvorschlagsverfahren 

§ 22 Beteiligungsanzeige (zu § 55 Absatz 2 bis 4 LKWG) 

(1) Die Anzeige der Beteiligung an einer Landtagswahl nach 
§ 55 Absatz 2 des Landes- und Kommunalwahlgesetzes ist 
mit den Formblättern der Anlage 1 vorzunehmen. Der Nach-
weis über die satzungsgemäße Bestellung des Landesvor-
standes ist durch Vorlage einer Abschrift der bei der Wahl 
gefertigten Niederschrift oder einer schriftlichen Erklärung 

von mindestens drei bei der Wahl anwesenden Personen, 
die nicht dem gewählten Vorstand angehören dürfen, zu 
führen. 

(2) Die Landeswahlleitung lädt die Parteien, die ihre Beteili-
gung an der Wahl angezeigt haben, zu der Sitzung, in der 
über ihre Anerkennung als Partei für die Wahl entschieden 
wird. 

(3) In der Sitzung legt die Landeswahlleitung dem Landes-
wahlausschuss die Beteiligungsanzeigen vor und berichtet 
über das Ergebnis der Vorprüfung. Vor der Beschlussfas-
sung ist den Beteiligten Gelegenheit zur Äußerung zu geben. 
Die Entscheidung nach § 55 Absatz 4 des Landes- und 
Kommunalwahlgesetzes ist von der Landeswahlleitung nach 
§ 5 öffentlich bekannt zu machen. 

 § 23 Wahlvorschläge bei Landtagswahlen (zu § 55 
LKWG) 

(1) Wahlvorschläge für Landeslisten sind mit den Formblät-
tern der Anlage 2 und Kreiswahlvorschläge für Wahlkreisab-
geordnete sind mit den Formblättern der Anlage 3 einzurei-
chen. Die notwendigen Bescheinigungen der Wählbarkeit 
dürfen am Tag der Einreichung nicht älter als drei Monate 
sein. Die Wahlvorschläge sind nach der Wahlbekanntma-
chung (§ 14 des Landes- und Kommunalwahlgesetzes) 
einzureichen. 

(2) Unterschriften von Wahlberechtigten nach § 55 Absatz 5 
Satz 1 und 2 des Landes- und Kommunalwahlgesetzes 
können nach Einreichung des Wahlvorschlags nicht mehr 
zurückgenommen werden. 

(3) Wahlvorschläge von Parteien dürfen erst nach Absatz 2 
unterzeichnet werden, nachdem die Bewerberinnen und 
Bewerber nach § 56 des Landes- und Kommunalwahlgeset-
zes aufgestellt worden sind. Vorher geleistete Unterschriften 
sind ungültig. 

(4) Hat eine wahlberechtigte Person entgegen § 55 Absatz 5 
Satz 5 des Landes- und Kommunalwahlgesetzes mehr als 
eine Landesliste und einen Kreiswahlvorschlag unterzeich-
net, so ist die Unterschrift auf allen weiteren Wahlvorschlä-
gen ungültig. 

(5) Die Gemeindewahlbehörde darf für alle Wahlberechtigten 
die Bescheinigung der Wahlberechtigung nur jeweils einmal 
zur Unterzeichnung einer Landesliste und eines Kreiswahl-
vorschlags erteilen; dabei darf sie nicht festhalten, für wel-
chen Wahlvorschlag die erteilte Bescheinigung bestimmt ist. 

(6) Wer für eine andere Person eine Bescheinigung der 
Wahlberechtigung oder der Wählbarkeit einholt, muss dazu 
schriftlich bevollmächtigt sein. 

(7) Die Bescheinigung der Wahlberechtigung und Bescheini-
gungen der Wählbarkeit sind kostenfrei zu erteilen. 

(8) Für den Nachweis über die demokratische Wahl des 
Vorstandes nach § 16 Absatz 9 des Landes- und Kommu-
nalwahlgesetzes ist § 22 Absatz 1 Satz 2 entsprechend 
anzuwenden.
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(9) Der Satzung einer Partei muss zu entnehmen sein, wel-
ches Organ zur Unterzeichnung für den Landesverband 
befugt ist. 

(10) Es ist zulässig, Bewerberinnen und Bewerber als Ver-
trauenspersonen zu benennen. 

(11) Im Fall des § 19 Absatz 4 des Landes- und Kommunal-
wahlgesetzes muss der Ersatzvorschlag die Zustimmungser-
klärung der neu benannten anderen Person enthalten. Der 
Ersatzvorschlag muss Angaben zu dem Organ der Partei 
enthalten, das nach § 19 Absatz 4 des Landes- und Kommu-
nalwahlgesetzes handelt, und von dessen satzungsgemäßen 
Vertreterinnen und Vertretern sowie von den Vertrauensper-
sonen persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein. Im 
Übrigen behalten die für die Hauptwahl bereits zugelassenen 
Wahlvorschläge ihre Gültigkeit. 

 § 24 Wahlvorschläge bei Kommunalwahlen (zu § 62 
LKWG) 

(1) Wahlvorschläge für die Wahl des Kreistages oder der 
Gemeindevertretung sind mit den Formblättern der Anlage 4, 
für Bürgermeister- oder Landratswahlen mit den Formblättern 
der Anlage 5 einzureichen. Bürgermeister- oder Landrats-
kandidaten haben ein Führungszeugnis zur Vorlage bei der 
Wahlbehörde zu beantragen, Erklärungen zu laufenden 
strafrechtlichen Ermittlungsverfahren und Disziplinarverfah-
ren, zu Disziplinarmaßnahmen, zu Tätigkeiten für die Staats-
sicherheit der Deutschen Demokratischen Republik abzuge-
ben und sich zur freiheitlichen demokratischen Grundord-
nung zu bekennen. Handelt es sich um eine hauptamtliche 
Bürgermeister- oder Landratswahl, sind auch ein amtsärztli-
ches Gesundheitszeugnis und eine Erklärung zu den wirt-
schaftlichen Verhältnissen vorzulegen. Die notwendigen 
Bescheinigungen der Wählbarkeit dürfen am Tag der Einrei-
chung nicht älter als drei Monate sein. Entsprechendes gilt, 
soweit ein amtsärztliches Gesundheitszeugnis vorzulegen 
oder ein Führungszeugnis zu beantragen ist. Die Wahlvor-
schläge sind nach der Wahlbekanntmachung (§ 14 des 
Landes- und Kommunalwahlgesetzes) einzureichen. 

(2) Unionsbürgerinnen und Unionsbürger haben dem Wahl-
vorschlag eine Versicherung an Eides statt über ihre Wähl-
barkeit im Herkunftsstaat (§ 6 Absatz 2 Satz 2 des Landes- 
und Kommunalwahlgesetzes) mit dem Formblatt der Anlage 
6 beizufügen. Die Wahlleitung ist die zur Abnahme dieser 
Versicherung an Eides statt zuständige Behörde im Sinne 
des § 156 des Strafgesetzbuches. 

(3) Bei Einreichung eines gemeinsamen Wahlvorschlages 
nach § 62 Absatz 2 Satz 2 des Landes- und Kommunalwahl-
gesetzes gilt § 16 Absatz 7 des Landes- und Kommunal-
wahlgesetzes und § 23 Absatz 8 für jede an dem Wahlvor-
schlag beteiligte Partei oder Wählergruppe. 

(4) Bei der Wahl von Kreistagen und 
Gemeindevertretungenliegt die Höchstzahl der auf dem 
Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe zu benen-
nenden Bewerberinnen und Bewerber in Wahlgebieten mit 
nur einem Wahlbereich um fünf höher als die Zahl der zu 
Wählenden. In den übrigen Wahlgebieten wird sie in der 
Weise ermittelt, dass die Zahl der zu Wählenden durch die 
Zahl der Wahlbereiche geteilt und die sich daraus ergebende 

Zahl um drei erhöht wird; Bruchteile einer Zahl werden aufge-
rundet. 

(5) Der Satzung einer Partei oder Wählergruppe muss zu 
entnehmen sein, welches Organ als Leitung ihrer für das 
Wahlgebiet örtlich bestehenden Gliederung zuständig und 
somit zur Unterzeichnung befugt ist. Für Wahlgebiete ohne 
örtliche Gliederung im Sinne des Satzes 1 muss die Zustän-
digkeit aufgrund der Satzung festzustellen sein; im Zweifels-
fall gilt das satzungsgemäße Organ der nächsten übergeord-
neten Gliederungsstufe als zeichnungsbefugt. Die Satzung 
für Wählergruppen muss Regelungen über Name, Sitz, 
Zweck, Organe, Erwerb und Erlöschen der Mitgliedschaft, 
Einberufung und Beschlussfähigkeit von Mitglieder- oder 
Vertreterversammlungen sowie über das Verfahren für die 
Wahl des Vorstandes und der Bewerberinnen und Bewerber 
enthalten. 

(6) § 23 Absatz 6 bis 8 und 10 gilt entsprechend. § 23 Absatz 
11 gilt entsprechend, wobei der Ersatzvorschlag Angaben zu 
dem Organ der Partei oder Wählergruppe enthalten muss. 

 § 25 Zulassung der Wahlvorschläge (zu § 20 LKWG) 

(1) Die Wahlleitung legt dem Wahlausschuss die eingegan-
genen Wahlvorschläge vor und berichtet über das Ergebnis 
der Vorprüfung. 

(2) Der Name oder die Kurzbezeichnung einer Wählergruppe 
darf nicht den Namen oder die Kurzbezeichnung von Partei-
en enthalten. Der Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin 
oder eines Einzelbewerbers trägt die Bezeichnung „Einzel-
bewerberin“ oder „Einzelbewerber“ und als Zusatz den 
Nachnamen. Wenn es zur Unterscheidung von früher einge-
reichten Wahlvorschlägen nötig ist, kann die Wahlleitung 
einen weiteren Zusatz verlangen. 

(3) Der Wahlausschuss stellt die zugelassenen Wahlvor-
schläge fest. Geben die Namen mehrerer Wahlvorschläge 
oder deren Kurzbezeichnungen zu Verwechslungen Anlass, 
so fügt der Wahlausschuss einem der Wahlvorschläge eine 
Unterscheidungsbezeichnung bei. Trifft bei verbundenen 
Wahlen der Kreiswahlausschuss für den Wahlvorschlag 
eines Wahlvorschlagsträgers eine Unterscheidungsregelung, 
so gilt diese auch für die Wahlen zu den Gemeindevertretun-
gen sowie andere Wahlen im Landkreis. 

§ 26 Beschwerde gegen die Entscheidung des Wahlaus-
schusses (zu § 20 Absatz 5 LKWG) 

Eine Beschwerde gegen die Entscheidung des Wahlaus-
schusses ist schriftlich oder zur Niederschrift bei der nach § 
20 Absatz 5 Satz 3 und 4 des Landes- und Kommunalwahl-
gesetzes zuständigen Wahlleitung einzulegen. 

 § 27 Bekanntmachung der Wahlvorschläge (zu § 21 
LKWG) 

In der Bekanntmachung der Wahlvorschläge sind die Kandi-
datinnen und Kandidaten in derselben Reihenfolge wie auf 
dem Stimmzettel anzugeben. Für jede Kandidatin und jeden 
Kandidaten sind dabei der Name und der Vorname, die 
Postleitzahl, der Wohnort und der Ortsteil, das Geburtsjahr 
und der Beruf oder die Tätigkeit zusammen mit Namen und 
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Kurzbezeichnung oder Kennwort der Partei oder Wähler-
gruppe oder der Bezeichnung „Einzelbewerberin oder Ein-
zelbewerber“ mit dem Nachnamen anzugeben. Bei Wahlen 
hauptamtlicher Bürgermeisterinnen oder Bürgermeister und 
Landrätinnen oder Landräten entfällt die Angabe von Post-
leitzahl, Wohnort und Ortsteil. Bei Wahlen von Gemeindever-
tretungen oder ehrenamtlichen Bürgermeisterinnen oder 
Bürgermeistern entfällt die Angabe von Postleitzahl und 
Wohnort. 

V. Vorbereitung des Wahltages 

 § 28 Briefwahl, Zulassung der Wahlbriefe (zu §§ 26, 31 
LKWG) 

(1) Für die Stimmabgabe bei der Briefwahlgilt § 34 entspre-
chend. Hat die wahlberechtigte Person den Stimmzettel 
durch eine Hilfsperson kennzeichnen lassen, so hat diese die 
auf dem Wahlschein vorgedruckte Versicherung an Eides 
statt zur Briefwahl abzugeben, dass sie den Stimmzettel 
nach dem erklärten Willen der wahlberechtigten Person 
gekennzeichnet hat. Die Gemeindewahlbehörde ist die zur 
Abnahme dieser Versicherung an Eides statt zuständige 
Behörde im Sinne des § 156 des Strafgesetzbuches. 

(2) § 32 Absatz 8 gilt entsprechend, wobei an die Stelle des 
Wahlvorstands die Gemeindewahlbehörde tritt. 

(3) Bei der Briefwahl haben die Wählerinnen und Wähler den 
Wahlschein und in einem besonderen verschlossenen Um-
schlag den Stimmzettel im verschlossenen und von der 
Gemeindewahlbehörde adressierten und freigemachten 
Wahlbriefumschlag so rechtzeitig zu übersenden oder zu 
überbringen, dass der Wahlbrief spätestens am Wahltag bis 
18.00 Uhr eingeht. 

(4) Werden gegen einen Wahlbrief Bedenken erhoben, so 
beschließt der Wahlvorstand über die Zulassung oder Zu-
rückweisung. 

 § 29 Wahlbezirke, Wahlräume (zu § 54 Absatz 3 Satz 1, § 
61 Absatz 4 LKWG) 

(1) Jede Gemeinde oder bei Kommunalwahlen jeder Wahlbe-
reich bildet zur Stimmabgabe mindestens einen Wahlbezirk. 
Soweit erforderlich, teilt die Gemeindewahlbehörde die Ge-
meinde oder den Wahlbereich in mehrere Wahlbezirke ein. 
Ein Wahlbezirk soll in der Regel nicht mehr als 2 500 Ein-
wohnerinnen und Einwohner aufweisen. Wird ausschließlich 
eine Bürgermeister- oder Landratswahl durchgeführt, darf ein 
Wahlbezirk bis zu 5 000 Einwohner ausweisen, wenn die 
Wege zu den Wahlräumen für die Wahlberechtigten dadurch 
nicht oder nur unwesentlich verlängert werden. Die Wahlbe-
zirke dürfen nicht so eng begrenzt sein, dass erkennbar wird, 
wie einzelne Wahlberechtigte gewählt haben. 

(2) Bei verbundenen Wahlen müssen die Wahlbezirke für alle 
Wahlen übereinstimmen. 

(3) Die Grenzen der Wahlbezirke sind auf räumliche Merk-
male zu beziehen. Bei der Wahl der Vertretung müssen die 
Grenzen der Wahlbereiche und bei der Landtagswahl die 
Grenzen der Wahlkreise eingehalten werden. Die Wahlbezir-
ke sollen nach örtlichen Verhältnissen so abgegrenzt sein, 

dass allen Wahlberechtigten die Teilnahme an der Wahl 
möglichst erleichtert wird. 

(4) Die Gemeindewahlbehörde bestimmt für jeden Wahlbe-
zirk einen geeigneten Wahlraum. Die Wahlräume sollen nach 
den örtlichen Verhältnissen so ausgewählt und eingerichtet 
werden, dass allen Wahlberechtigten, insbesondere Men-
schen mit Mobilitätsbeeinträchtigungen, die Teilnahme an 
der Wahl erleichtert wird. Die Gemeindewahlbehörden teilen 
in der Wahlbekanntmachung nach Absatz 5 und in der Wahl-
benachrichtigung mit, welche Wahlräume barrierefrei sind. 
Soweit möglich, stellen die Gemeinden Wahlräume in Ge-
meindegebäuden zur Verfügung. 

(5) Die Gemeindewahlbehörde macht spätestens am sechs-
ten Tag vor der Wahl Beginn und Ende der Wahlzeit sowie 
die Wahlbezirke und die Wahlräume und weitere Informatio-
nen zum Ablauf der Wahl öffentlich bekannt. 

 § 30 Stimmzettel (zu § 22 LKWG) 

(1) Bei Bürgermeister- und Landratswahlen mit nur einer 
Bewerberin oder einem Bewerber enthalten die Stimmzettel 
neben dem Namen die Möglichkeit, mit „Ja“ oder „Nein“ zu 
stimmen. 

(2) Im Fall einer Stichwahl enthalten die Stimmzettel die 
zugelassenen Bewerberinnen und Bewerber in der Reihen-
folge ihrer Stimmenzahlen. Bei Stimmengleichheit ist die 
alphabetische Reihenfolge der Namen maßgebend. 

(3) Muster der Stimmzettel werden unverzüglich nach ihrer 
Fertigstellung den Blindenvereinen, die ihre Bereitschaft zur 
Herstellung von Stimmzettelschablonen erklärt haben, zur 
Verfügung gestellt. 

 § 31 Wahlzeit, Stichwahl (zu § 3 LKWG) 

(1) Die Landeswahlleitung kann für das Land Mecklenburg-
Vorpommern und die Gemeindewahlleitung für das Wahlge-
biet im Einzelfall, wenn besondere Gründe es erfordern, die 
Wahlzeit mit einem früheren Beginn oder einem späteren 
Ende festsetzen. Die Bekanntmachung der geänderten 
Wahlzeit ist in vereinfachter Form zulässig. 

(2) Ein Beschluss der Vertretung nach § 3 Absatz 4 Satz 2 
des Landes- und Kommunalwahlgesetzes ist zu begründen. 

 VI. Wahltag 

 § 32 Stimmabgabe (zu § 29 LKWG) 

(1) Im Wahlraum gibt die wahlberechtigte Person zunächst 
ihre Wahlbenachrichtigung ab. Bei einer Bürgermeister- oder 
Landratswahl belässt das Mitglied des Wahlvorstands der 
wahlberechtigten Person die Wahlbenachrichtigung mit dem 
Hinweis, dass die Wahlbenachrichtigung im Fall einer Stich-
wahl erneut mitzubringen ist; dies gilt nicht, wenn die Wahl 
nur mit einer Bewerberin oder einem Bewerber stattfindet. 
Auf Verlangen, insbesondere wenn sie ihre Wahlbenachrich-
tigung nicht vorlegt und wenn Zweifel an ihrer Identität be-
stehen, hat die wahlberechtigte Person sich auszuweisen.
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(2) Sobald die Schriftführung den Namen der wahlberechtig-
ten Person im Wählerverzeichnis gefunden hat, die Wahlbe-
rechtigung festgestellt ist und kein Anlass zur Zurückweisung 
nach den Absätzen 5 und 7 besteht, erhält die wahlberechtig-
te Person einen Stimmzettel; bei verbundenen Wahlen erhält 
die wahlberechtigte Person für jede Wahl, für die sie wahlbe-
rechtigt ist, einen Stimmzettel. Die Schriftführung vermerkt 
die Ausgabe des Stimmzettels in der für die Stimmabgabe 
vorgesehenen Spalte des Wählerverzeichnisses. Bei ver-
bundenen Wahlen ist dies für jede Wahl gesondert zu ver-
merken. 

(3) Die wahlberechtigte Person begibt sich zur Stimmabgabe 
in die Wahlkabine. Nach der Stimmabgabe gibt ein Mitglied 
des Wahlvorstands die Wahlurne oder die Wahlurnen frei. 
Die wahlberechtigte Person wirft den zusammengefalteten 
Stimmzettel in eine Wahlurne. Sollte eine wahlberechtigte 
Person den Wahlraum verlassen, ohne Stimmzettel in die 
Wahlurne zu werfen, streicht die Schriftführung den Vermerk 
nach Absatz 2 Satz 2 oder vermerkt den Vorgang ohne den 
Namen der stimmberechtigten Person als besonderes Vor-
kommnis. 

(4) Die Mitglieder des Wahlvorstands haben darüber zu 
wachen, dass das Wahlgeheimnis gewahrt bleibt. Sie sollen 
Angaben zu wahlberechtigten Personen nicht so äußern, 
dass sie von sonstigen im Wahlraum Anwesenden zur 
Kenntnis genommen werden können. Sie achten insbeson-
dere darauf, dass sich außer im Fall des § 34 immer nur eine 
wahlberechtigte Person in der Wahlkabine aufhält. 

(5) Der Wahlvorstand hat eine wahlberechtigte Person zu-
rückzuweisen, die 

1. nicht in das Wählerverzeichnis eingetragen ist und 
keinen oder keinen gültigen Wahlschein besitzt, 
2. keinen Wahlschein vorlegt, obwohl sich im Wähler-
verzeichnis ein Wahlscheinvermerk befindet, es sei 
denn, es wird auf Nachfrage bei der Gemeindewahlbe-
hörde festgestellt, dass sie nicht im Wahlscheinver-
zeichnis eingetragen ist, 
3. bereits einen Stimmabgabevermerk im Wählerver-
zeichnis hat, es sei denn, sie macht glaubhaft, dass sie 
noch nicht gewählt hat, 
4. ihren Stimmzettel außerhalb der Wahlkabine ge-
kennzeichnet oder ihn mit einem äußerlich sichtbaren, 
das Wahlgeheimnis offensichtlich gefährdenden Kenn-
zeichen versehen hat, 
5. den Stimmzettel in der Wahlkabine nicht oder nicht 
so zusammengefaltet hat, dass dessen Inhalt verdeckt 
ist, 
6. außer dem Stimmzettel einen weiteren Gegenstand 
in die Wahlurne legen will oder 
7. offensichtlich mehrere Stimmzettel für dieselbe Wahl 
oder einen nicht unter Verantwortung der Wahlleitung 
hergestellten Stimmzettel abgeben will. 

(6) Eine wahlberechtigte Person, bei der die Voraussetzun-
gen nach Absatz 5 Nummer 1 vorliegen und die im Vertrauen 
auf die ihr übersandte Benachrichtigung, dass sie im Wähler-
verzeichnis eingetragen ist, keinen Antrag auf Berichtigung 
des Wählerverzeichnisses nach § 24 Absatz 4 des Landes- 
und Kommunalwahlgesetzes gestellt hat, ist gegebenenfalls 
bei Zurückweisung darauf hinzuweisen, dass sie bis 15.00 
Uhr bei der Gemeindewahlbehörde einen Wahlschein bean-
tragen kann. 

(7) Bestehen Bedenken gegen die Zulassung einer Wählerin 
oder eines Wählers zur Stimmabgabe, so beschließt der 
Wahlvorstand über die Zulassung oder Zurückweisung. 

(8) Haben Wählerinnen oder Wähler ihre Stimmzettel ver-
schrieben oder versehentlich unbrauchbar gemacht oder 
werden sie nach Absatz 5 Nummer 4 oder 5 zurückgewie-
sen, so ist ihnen auf Verlangen ein neuer Stimmzettel auszu-
händigen, nachdem der alte Stimmzettel im Beisein eines 
Wahlvorstandsmitgliedes zerrissen worden ist. 

 § 33 Stimmabgabe mit Wahlschein (zu § 25 Absatz 1 
Nummer 3 LKWG) 

(1) Wahlberechtigte mit Wahlschein, die an der Urnenwahl 
teilnehmen wollen, übergeben dem Wahlvorstand ihren 
Wahlschein zur Prüfung. Auf Verlangen haben sich die 
Wahlberechtigten auszuweisen. Sie können nur an der Wahl 
teilnehmen, wenn sie den Stimmzettel, den sie zusammen 
mit dem Wahlschein erhalten haben, beim Wahlvorstand 
gegen einen neuen Stimmzettel eintauschen. 

(2) Entstehen Zweifel über die Gültigkeit von Wahlscheinen 
oder über den rechtmäßigen Besitz, so klärt der Wahlvor-
stand diese Zweifel nach Möglichkeit auf und beschließt über 
die Zulassung oder Zurückweisung. Der Vorgang ist in der 
Wahlniederschrift zu vermerken. Der Wahlvorstand behält 
den Wahlschein auch im Falle der Zurückweisung ein. 

(3) Im Übrigen finden die Vorschriften der §§ 32 und 34 
Anwendung. 

 § 34 Hilfeleistung bei der Stimmabgabe (zu § 29 Absatz 3 
LKWG) 

(1) Benötigt eine wahlberechtigte Person Hilfe bei der 
Stimmabgabe, bestimmt sie die Hilfsperson und teilt dies 
dem Wahlvorstand mit. Hilfsperson kann auch ein Mitglied 
des Wahlvorstands sein. 

(2) Die Hilfsperson darf gemeinsam mit der wahlberechtigten 
Person die Wahlkabine aufsuchen, wenn das zur Hilfeleis-
tung erforderlich ist. 

(3) Sehbehinderte Wahlberechtigte können sich zur Kenn-
zeichnung des Stimmzettels auch einer Stimmzettelschablo-
ne bedienen. 

(4) § 2 gilt entsprechend. 

 § 35 Schluss der Wahlhandlung (zu § 11 Absatz 2 LKWG) 

Sobald die Wahlzeit beendet ist, gibt die Wahlvorsteherin 
oder der Wahlvorsteher dies bekannt. Danach dürfen nur 
noch die wahlberechtigten Personen zur Stimmabgabe zuge-
lassen werden, die sich im Wahlraum befinden. Der Zutritt zu 
diesem ist so lange zu sperren, bis die anwesenden wahlbe-
rechtigten Personen ihre Stimme abgegeben haben; die 
Öffentlichkeit der Wahl muss gewährleistet bleiben. Sodann 
erklärt die Wahlvorsteherin oder der Wahlvorsteher die 
Wahlhandlung für geschlossen. 
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VII. Wahlergebnis 

 § 36 Wahlergebnis im Wahlbezirk (zu § 30 LKWG) 

(1) Im Anschluss an die Wahlhandlung ermittelt der Wahlvor-
stand ohne Unterbrechung das Wahlergebnis im Wahlbezirk. 
Er entscheidet dabei über die Gültigkeit der auf den Stimm-
zetteln abgegebenen Stimmen. Über die Wahlhandlung 
sowie die Feststellung des Wahlergebnisses im Wahlbezirk 
wird von der Schriftführung eine Wahlniederschrift aufge-
nommen. 

(2) Bei verbundenen Wahlen werden die Wahlen nach dem 
Landes- und Kommunalwahlgesetz erst dann ausgezählt, 
wenn die Auszählung von Wahlen nach dem Bundeswahlge-
setz oder dem Europawahlgesetz abgeschlossen sind. Land-
tagswahlen werden vor Kreiswahlen (Kreistagswahlen und 
Landratswahlen) und Kreistagswahlen vor Gemeindewahlen 
(Gemeindevertretungswahlen und Bürgermeisterwahlen) 
ausgezählt. Finden gleichzeitig Bürgermeister- und 
Gemeindevertretungswahlen statt, bestimmt die Wahlleitung 
die Reihenfolge, in der diese ausgezählt werden. Gleiches 
gilt beim Zusammentreffen von Landrats- und 
Kreistagswahlen. Finden gleichzeitig Abstimmungen nach 
dem Volksabstimmungsgesetz oder nach der Kommunalver-
fassung statt, werden diese nach den Wahlen ausgezählt. 
Die Landeswahlleitung kann eine von den Sätzen 2 und 5 
abweichende Anordnung treffen. 

(3) Die Wahlvorsteherin oder der Wahlvorsteher gibt das 
Wahlergebnis im Wahlbezirk im Anschluss an die Feststel-
lung mündlich bekannt. 

 § 37 Endgültiges Wahlergebnis (zu § 33 LKWG) 

(1) Der Wahlausschuss tritt binnen acht Tagen nach der 
Wahl zur Ermittlung und Feststellung des endgültigen Wahl-
ergebnisses zusammen. 

(2) Der Wahlausschuss ist berechtigt, Feststellungen des 
Wahlvorstandes zu berichtigen und dabei auch über die 
Gültigkeit abgegebener Stimmen abweichend zu entschei-
den. 

(3) Bei der Landtagswahl stellt der Kreiswahlausschuss fest, 
welche Bewerberin oder welcher Bewerber im Wahlkreis 
gewählt ist. Die Kreiswahlleitung ist für die Benachrichtigung 
nach § 33 Absatz 5 des Landes- und Kommunalwahlgeset-
zes zuständig. 

(4) Ist bei der Wahl im Wahlkreis eine Bewerberin oder ein 
Bewerber nach § 58 Absatz 2 Satz 2 des Landes- und Kom-
munalwahlgesetzes gewählt worden, so fordert die Kreis-
wahlleitung von allen Gemeindewahlbehörden die für diese 
Bewerberin oder diesen Bewerber abgegebenen Stimmzettel 
ein und fügt ihnen die durch Briefwahl abgegebenen sowie 
die bei den Wahlniederschriften befindlichen auf diese Per-
son lautenden Stimmzettel bei. Der Kreiswahlausschuss 
stellt fest, wie viele Zweitstimmen nach § 58 Absatz 2 Satz 2 
des Landes- und Kommunalwahlgesetzes unberücksichtigt 
bleiben und bei welchen Landeslisten sie abzusetzen sind. 

 § 38 Ergebnis der Landeslistenwahl (zu § 33 LKWG) 

(1) Die Landeswahlleitung prüft die Wahlniederschriften 
der Kreiswahlausschüsse und ermittelt 
1. die Gesamtzahl der im Wahlgebiet abgegebenen 
gültigen Zweitstimmen, 
2. den Prozentsatz des Stimmenanteils der einzelnen 
Parteien im Land an der Gesamtzahl der gültigen 
Zweitstimmen, 
3. die Zahl der von den einzelnen Parteien im Land er-
rungenen Wahlkreissitze, 
4. die bereinigten Zweitstimmenzahlen der Landeslis-
ten jeder Partei (§ 58 Absatz 2 Satz 2 des Landes- und 
Kommunalwahlgesetzes), 
5. die Zahl der erfolgreichen Wahlkreisbewerber, die 
nach § 58 Absatz 2 Satz 3 des Landes- und Kommu-
nalwahlgesetzes von der Gesamtzahl der Abgeordne-
ten abzuziehen sind. 

(2) Die Landeswahlleitung berechnet nach Maßgabe des § 
58 des Landes- und Kommunalwahlgesetzes die Stimmen-
zahlen der einzelnen Landeslisten und verteilt die Sitze auf 
die Landeslisten. 

(3) Nach Berichterstattung durch die Landeswahlleitung 
ermittelt der Landeswahlausschuss das Gesamtergebnis der 
Landeslistenwahl und stellt für das Land 

1. die Zahl der Wahlberechtigten, 
2. die Zahl der Wählerinnen und Wähler, 
3. die Zahlen der gültigen und ungültigen Zweitstim-
men, 
4. die Zahlen der auf die einzelnen Parteien entfallenen 
gültigen Zweitstimmen, 
5. die Parteien, die nach § 58 Absatz 1 des Landes- 
und Kommunalwahlgesetzes 
a) an der Verteilung der Listensitze teilnehmen, 
b) bei der Verteilung der Listensitze unberücksichtigt 
bleiben, 
6. die bereinigten Zahlen der auf die einzelnen Landes-
listen entfallenen Zweitstimmen, 
7. die Zahl der Sitze, die auf die einzelnen Landeslisten 
entfallen, 
8. die Namen der aus den Landeslisten gewählten Per-
sonen 
fest. 

(4) Der Landeswahlausschuss ist berechtigt, Feststellungen 
der Wahlvorstände und der Kreiswahlausschüsse zu berich-
tigen. 

VIII. Wahlen in besonderen Fällen, indirekte 
Wahlen 

 § 39 Wahlen in besonderen Fällen (zu §§ 44, 45 LKWG) 

(1) Für das Verfahren bei Wahlen in besonderen Fällen 
gelten die allgemeinen Bestimmungen, soweit in §§ 40 bis 43 
nichts Abweichendes geregelt ist. 

(2) Sobald feststeht, dass eine Wahl in einem besonderen 
Fall erforderlich ist, macht die Wahlleitung dies zusammen 
mit dem Tag der Wahl und der Wahlbekanntmachung nach § 
14 des Landes- und Kommunalwahlgesetzes öffentlich be-
kannt. Ist eine Bürgermeister- oder Landratswahl betroffen, 
weist sie zusätzlich auf den Tag der möglichen Stichwahl hin.
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(3) Die Landeswahlleitung und für Kommunalwahlen die 
Rechtsaufsichtsbehörde kann Regelungen zur Anpassung an 
besondere Verhältnisse treffen, wenn ansonsten die recht-
mäßige Durchführung der Wahl nicht möglich oder in unzu-
mutbarer Weise erschwert wäre. 

 § 40 Wiederholungswahl (zu § 44 Absatz 1 LKWG) 

(1) Das Wahlverfahren ist nur insoweit zu erneuern, als dies 
nach der Entscheidung im Wahlprüfungsverfahren erforder-
lich ist. Die Wahlleitung macht öffentlich bekannt, welche 
Teile des Wahlverfahrens erneuert werden und in welchen 
Wahlbereichen oder Wahlbezirken die Wahl zu wiederholen 
ist. 

(2) Wird die Wahl nur in einzelnen Wahlbereichen oder 
Wahlbezirken wiederholt, darf die Abgrenzung dieser Wahl-
bereiche und Wahlbezirke nicht geändert werden. 

(3) Für die Wiederholungswahl sind die Wählerverzeichnisse 
maßgeblich, die für die Hauptwahl aufgestellt wurden. Sind 
nach der Wahl mehr als drei Monate, jedoch noch keine 
sechs Monate vergangen, sind sie zu berichtigen. § 24 Ab-
satz 4 des Landes- und Kommunalwahlgesetzes und § 17 
Absatz 1 finden Anwendung. 

(4) Die Wahlscheine, die für die Hauptwahl erteilt wurden, 
haben für die Wiederholungswahl keine Gültigkeit. Für die 
Wiederholungswahl können neue Wahlscheine nach dem 
Wahlscheinverfahren der Hauptwahl von Wahlberechtigten in 
den Wahlbezirken beantragt werden, in denen die Wahl 
wiederholt wird, von anderen Wahlberechtigten nur dann, 
wenn Wahlscheine zur Hauptwahl in einem solchen Wahlbe-
zirk abgegeben oder Wahlbriefe in einen solchen Wahlbezirk 
einbezogen worden waren. Wahlberechtigte, die für die 
Hauptwahl aus dem Ausland einen Wahlschein beantragt 
hatten, erhalten abweichend von Satz 2 von Amts wegen 
einen neuen Wahlschein. 

(5) Wahlbriefe mit alten Wahlscheinen, die bei der Kreiswahl-
leitung oder bei den Gemeindewahlbehörden eingegangen 
sind, werden von diesen gesammelt und unter Beachtung 
des Wahlgeheimnisses vernichtet. 

 § 41 Nachwahl, Ergänzungswahl (zu §§ 44, 45 LKWG) 

(1) Sobald feststeht, dass eine Nachwahl erforderlich ist, sagt 
außer bei Wahlen nach § 44 Absatz 2 Satz 3 des Landes- 
und Kommunalwahlgesetzes die Wahlleitung die Wahl ab. 
Sie macht das betroffene Gebiet, den Tag der Nachwahl und 
die Wahlzeit zusammen mit der Wahlbekanntmachung nach 
§ 14 des Landes- und Kommunalwahlgesetzes öffentlich 
bekannt. 

(2) Im Fall des §§ 44 Absatz 8 des Landes- und Kommunal-
wahlgesetzes fordert die Kreiswahlleitung die Vertrauensper-
sonen auf, binnen einer zu bestimmenden Frist eine andere 
Bewerberin oder einen anderen Bewerber zu benennen. § 19 
Absatz 3 des Landes- und Kommunalwahlgesetzes findet 
entsprechende Anwendung. Der Wahlvorschlag ist im Übri-
gen vollständig zu erneuern. 

(3) § 40 Absatz 3 bis 5 findet entsprechende Anwendung. 

(4) Auf eine Ergänzungswahl nach §§ 44 Absatz 7 des Lan-
des- und Kommunalwahlgesetzes in dem unmittelbar von der 
Änderung der Gemeindegrenzen betroffenen Gebiet findet 
Absatz 1 Satz 2 entsprechende Anwendung. 

§ 42 Neuwahl wegen Neubildung einer Gemeinde (zu § 44 
Absatz 7 LKWG) 

(1) Enthält der Gebietsänderungsvertrag keine Regelung 
über die Wahrnehmung der Befugnisse der Organe der 
Gemeinde, so beruft die Rechtsaufsichtsbehörde die Ge-
meindewahlleitung, macht Namen und Anschrift nach § 5 
öffentlich bekannt und trifft die Entscheidung nach § 10 
Absatz 1 Satz 3 des Landes- und Kommunalwahlgesetzes. 

(2) Vorschlagsberechtigt für die Berufung der Mitglieder des 
Wahlausschusses sind die Parteien und Wählergruppen, die 
bei der letzten Wahl in einem Wahlgebiet, das ganz oder 
teilweise dem neuen Gebiet zugehört, mindestens einen Sitz 
errungen haben. 

(3) Enthält der Gebietsänderungsvertrag keine Regelung 
über die Anzahl und Abgrenzung der Wahlbereiche nach § 
61 des Landes- und Kommunalwahlgesetzes, werden diese 
durch einen besonderen Ausschuss bestimmt. Die Zahl der 
Ausschussmitglieder entspricht der Zahl der Sitze, um die die 
Gemeindevertretung nach § 60 Absatz 4 Satz 3 des Landes- 
und Kommunalwahlgesetzes vergrößert wird. Die Aus-
schussmitglieder werden von der Rechtsaufsichtsbehörde in 
entsprechender Anwendung des § 10 Absatz 1 des Landes- 
und Kommunalwahlgesetzes berufen. Die Rechtsaufsichts-
behörde soll darauf hinwirken, dass die Parteien und Wäh-
lergruppen bei ihren Vorschlägen zur Bildung des Ausschus-
ses nach Möglichkeit jedes der in Absatz 2 bezeichneten 
Wahlgebiete berücksichtigen. 

(4) Der nach Absatz 3 gebildete Ausschuss wird von der 
Rechtsaufsichtsbehörde einberufen. Er wählt aus seiner 
Mitte einen Vorsitzenden. § 10 Absatz 3 des Landes- und 
Kommunalwahlgesetzes findet entsprechende Anwendung. 

 § 43 Indirekte Wahl (zu § 67 Absatz 4 LKWG) 

Im Fall des § 67 Absatz 4 des Landes- und Kommunalwahl-
gesetzes sagt die Wahlleitung die Bürgermeister- oder Land-
ratswahl ab und macht dies nach § 5 öffentlich bekannt; 
dabei weist sie darauf hin, dass eine Wahl durch die Ge-
meindevertretung oder den Kreistag stattfindet. 

IX. Wahlprüfung, Nachrücken 

 § 44 Ladung im Wahlprüfungsverfahren 

(zu § 36 Absatz 2 LKWG) 

Die Ladung zu den Verhandlungsterminen des Wahlprü-
fungsausschusses erfolgt mit einer Frist von mindestens 24 
Stunden. Die in § 36 Absatz 2 Nummer 1 bis 3 des Landes- 
und Kommunalwahlgesetzes Genannten sind schriftlich unter 
Mitteilung von Ort, Zeit und Tagesordnung der Sitzung einzu-
laden. Gegenüber den in § 36 Absatz 2 Nummer 4 des Lan-
des- und Kommunalwahlgesetzes Genannten reicht die 
Übersendung der Mitteilung der Ausschusssitzung. 
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§ 45 Bekanntmachung von Entscheidungen im Wahlprü-
fungsverfahren (zu §§ 40, 42 LKWG) 

Die Wahlleitung macht die im Wahlprüfungsverfahren ge-
troffenen Entscheidungen eines Gerichtes, des Landtages 
oder der kommunalen Vertretung nach § 5 öffentlich bekannt, 
wenn diese rechtskräftig oder bestandskräftig geworden ist. 

§ 46 Nachrücken (zu § 46 LKWG) 

(1) Tritt ein Fall des § 46 Absatz 1 des Landes- und Kommu-
nalwahlgesetzes ein, teilt die Präsidentin oder der Präsident 
des Landtages oder die oder der Vorsitzende des Kreistages 
oder der Gemeindevertretung dies der zuständigen Wahllei-
tung mit. 

(2) Für ausgeschiedene Wahlkreisabgeordnete bestimmt 
sich die nachrückende Person nach § 46 Absatz 2 Satz 1 
Landes- und Kommunalwahlgesetz, wobei an die Stelle des 
Wahlvorschlags, auf dem die oder der Ausgeschiedene 
gewählt wurde, die Landesliste der Partei tritt, für den sie 
oder er bei der Wahl aufgetreten ist. Einer Ersatzperson, die 
ohne das Vorliegen der Voraussetzungen des § 46 Absatz 2 
Satz 2 Nummer 1 des Landes- und Kommunalwahlgesetzes 
oder des § 47 des Landes- und Kommunalwahlgesetzes 
nachrücken würde, ist vor der Bestimmung der Wahlleitung 
nach § 46 Absatz 1 des Landes- und Kommunalwahlgeset-
zes Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 

(3) Die Wahlleitung verbindet die Benachrichtigung nach § 46 
Absatz 5 Satz 1 des Landes- und Kommunalwahlgesetzes 
über das Nachrücken mit dem Hinweis auf die Regelung des 
§ 34 des Landes- und Kommunalwahlgesetzes. Die Wahllei-
tung macht das Freibleiben eines Sitzes ebenso nach § 5 
öffentlich bekannt wie den Übergang des Sitzes nach § 46 
Absatz 5 Satz 2 des Landes- und Kommunalwahlgesetzes. 

 X. Schlussbestimmungen 

 § 47 (hier nicht wiedergegeben) 

 § 48 Verbindung mit Europawahl oder Bundestagswahl 

(1) Werden die Europawahl oder die Bundestagswahl und 
Wahlen nach dem Landes- und Kommunalwahlgesetz als 
verbundene Wahlen am gleichen Tag durchgeführt, finden 
neben den für die genannten Wahlen jeweils geltenden 
Vorschriften die Bestimmungen der nachfolgenden Absätze 
Anwendung. 

(2) Die für die Europawahl oder die Bundestagswahl berufe-
nen Mitglieder des Wahlvorstandes sind auch als Mitglieder 
des Wahlvorstandes für die Wahl nach Landesrecht zu beru-
fen. 

(3) Ein für die Europawahl oder die Bundestagswahl gebilde-
ter beweglicher Wahlvorstand ist gleichzeitig als beweglicher 
Wahlvorstand für die Wahl nach Landesrecht einzusetzen. 

(4) § 28 Absatz 4 Satz 2 der Bundeswahlordnung oder die 
gleich lautende Bestimmung der Europawahlordnung sind für 
verbundene Wahlen nach Landesrecht entsprechend anzu-
wenden. 

 § 49 Anlagen 

(1) Die Anlagen 1 bis 6 sind Bestandteil dieser Verordnung. 
Sie können von der Wahlleitung bei Bedarf ergänzt werden. 
Kürzungen oder inhaltliche Änderungen sind dabei nicht 
zulässig. 

(2) Die Wahlleitung stellt den Wahlvorschlagsträgern die 
Anlagen auf Anforderung kostenfrei zur Verfügung. 

(3) Für Wahlverfahren, für die die Bekanntmachung nach § 
14 des Landes- und Kommunalwahlgesetzes bei Inkrafttreten 
der Ersten Verordnung zur Änderung der Landes- und Kom-
munalwahlordnung bereits erfolgt war, können die Anlagen 
nach Absatz 1 in der Fassung vom 2. März 2011 neben der 
Fassung nach der Ersten Verordnung zur Änderung der 
Landes- und Kommunalwahlordnung benutzt werden. 

  

 
 
 


